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VersR   Zeitschrift für Versicherungsrecht, Haftungs- und Schadensrecht 
VG   Verwaltungsgericht 
VGH   Verwaltungsgerichtshof 
vgl.   vergleiche 
VO  Verordnung 
Vorbem.   Vorbemerkung(en) 
VVG  Versicherungsvertragsgesetz 
 
WM   Wohnungswirtschaft und Mietrecht (Zeitschrift) 
WRV   Weimarer Reichsverfassung 
 
ZAD  Zeitschrift für Arbeits- und Antidiskriminierungsrecht 
ZaöRV   Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 
ZAR   Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik 
z. B.   zum Beispiel 
ZBR   Zeitschrift für Beamtenrecht 
ZESAR  Zeitschrift für europäisches Sozial- und Arbeitsrecht 
ZEuP   Zeitschrift für Europäisches Privatrecht 
ZEuS   Zeitschrift für europarechtliche Studien 
ZfA   Zeitschrift für Arbeitsrecht 
ZGS   Zeitschrift für Gesellschaftsrecht 
ZIP   Zeitschrift für Wirtschaftsrecht 
ZKA  Zentraler Kreditausschuss 
ZMR   Zeitschrift für Miet- und Raumrecht 
ZPO   Zivilprozessordnung 
ZRP   Zeitschrift für Rechtspolitik 
z. T.   zum Teil 
 



Einleitung 

Das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)1 ist als Art. 1 des Gesetzes zur Umsetzung 

mehrerer europäischer Richtlinien zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung 

zum 18.08.2006 in Kraft getreten und hat ausweislich seines § 1 zum Ziel, Benachteiligungen 

aus Gründen der Rasse oder wegen der ethnischen Herkunft, des Geschlechts, der Religion 

oder Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität zu verhin-

dern oder zu beseitigen. Damit wurde ein Umsetzungsprozess (formell) erfolgreich abge-

schlossen, dem fünf rechtspolitisch einschlägig bewegte Jahre vorausgegangen sind.  

Das Gesetzgebungsverfahren beruhte auf dem „Auftrag“ der EU an ihre Mitgliedstaaten, eu-

ropäische Richtlinien zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung jeweils in 

nationales Recht zu transformieren. Das Gleichbehandlungsrecht Europas hat in allen Mit-

gliedstaaten zu z. T. erheblichem Anpassungsbedarf geführt2, in Deutschland jedoch hat der 

Umsetzungsprozess besondere Schwierigkeiten bereitet: Es hat mit Luxemburg als einer der 

letzten Mitgliedstaaten die gemeinschaftlichen Vorgaben umgesetzt – und dies auch erst nach 

Feststellung der Vertragsverletzung.3  

Vor diesem Hintergrund beleuchtet die vorliegende Arbeit das AGG insbesondere in seinem 

Anwendungsbereich für den Zivilrechtsverkehr4, für den das Gesetz in § 19 die Zielvorgaben 

des § 1 mit Ausnahme des Merkmals der Weltanschauung übernimmt. Die Arbeit zielt darauf 

ab, zunächst einen möglichst umfassenden Überblick über die Regelungen des AGG betref-

fend den Zivilrechtsverkehr zu geben, der sodann eine Bewertung dahingehend ermöglicht, 

inwiefern der Schutz vor Benachteiligung im Zivilrechtsverkehr durch das AGG sinnvoll und 

erschöpfend ausgestaltet erscheint bzw. inwiefern die hierdurch getroffenen Regelungen 

überhaupt über das hinausgehen (oder von dem abweichen), was durch zuvor bereits beste-

hende Vorschriften geschützt war. Daran anschließend sollen auch Ansätze für Änderungs-

bedarf bzw. Optimierungspotential aufgezeigt werden. Um dieses Ziel zu erreichen, ist es ins-

besondere erforderlich, Entstehungsgeschichte, Gesetzesaufbau, -inhalt und -ziel, Rechtspre-

chung sowie Literatur zum Thema eingehender zu würdigen. Ergänzend werden rechtsver-

gleichende Überlegungen einbezogen. 

Hierzu sind zunächst in einem ersten Teil die europarechtlichen Grundlagen darzulegen. Aus-

gangspunkt sind dabei insbesondere Art. 19 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäi-

                                                            
1  Verkündet am 14.08.2006, BGBl. I S. 1897; die zum Zeitpunkt dieser Arbeit aktuelle Gesetzesfassung findet 

sich in Anlage 3. 
2  Vgl. auch Rudolf/Mahlmann, in: Rudolf/Mahlmann, Gleichbehandlungsrecht, Vorwort; Khan, in: G/K/K, Art. 19 

AEUV Rn. 15. Vgl. weiterführend auch Teil 6 dieser Arbeit. 
3  Am 28.04.2005 erging ein Urteil des EuGH, ABl. C 143 vom 28.04.2005, S. 13 gegen die Bundesrepublik 

Deutschland wegen Vertragsverletzung – Nichtumsetzung der Richtlinie 2000/43/EG innerhalb der vorge-
schriebenen Frist, Rs. C 329/04 Kommission./.Deutschland; am 23.02.2006 erging ein Urteil des EuGH, ABl. C 
131 vom 23.02.2006, S. 23 gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen Vertragsverletzung – nicht fristge-
rechter Umsetzung der Richtlinie 2000/78/EG, Rs. C 43/05 Kommission./.Deutschland. Zur Einordnung der Ur-
teile in den zeitlichen Kontext vgl. näher Anlage 2. 

4  Das AGG unterscheidet insofern (allgemeinen) Zivilrechtsverkehr und Arbeitsrecht. Näher zu den Hintergrün-
den dieser Unterscheidung auch unten, 5.2.2.1 u. dort insbes. Fn. 741. 




